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Zusammenfassung 
Die Europäische Kommission hat für den nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR), der den Zeitraum von 

2028 bis 2034 umfasst, ein Ausgabenvolumen von 1.985 Milliarden Euro vorgeschlagen. Damit sollen im We-

sentlichen drei Ausgabekategorien finanziert werden: Ein europäischer Fonds, der für jeden Mitgliedstaat 

einen nationalen und regionalen Partnerschaftsplan vorsieht, in dem unter anderem die Ausgaben für die 

Agrar- und Kohäsionsmittel geplant werden. Dieser Fonds soll außerdem den Schuldendienst für die Kredite 

im Rahmen von Next Generation EU (NGEU) leisten. Mit den Mitteln eines zweiten Fonds soll die Wettbe-

werbsfähigkeit Europas gefördert werden. Ein dritter Fonds bündelt das externe finanzielle Engagement der 

Europäischen Union (EU) in allen Teilen der Welt.  

 

Zur Finanzierung des Haushalts schlägt die Kommission neben den bestehenden vier Eigenmitteln fünf neue 

Einnahmearten vor: Einnahmen aus dem Emissionshandel, aus dem CO2-Grenzausgleichsmechanismus und 

aus einem Anteil am nationalen Tabaksteueraufkommen. Des Weiteren soll eine Abgabe erhoben werden, 

die sich an der Menge des nicht eingesammelten Elektroschrotts orientiert sowie eine Abgabe von Unter-

nehmen, deren Umsatz 100 Millionen Euro überschreitet.  

 

Eine Prüfung der neuen Eigenmittelquellen zeigt, dass sie nur sehr bedingt für die Finanzierung der EU geeig-

net sind. Sinnvoller wäre es, die Einnahmen im EU-Haushalt auf zwei Quellen zu stützen. Das sind zum einen 

die sogenannten traditionellen Eigenmittel, also die Zolleinahmen der EU, und zum anderen Eigenmittel, die 

sich am jeweiligen Bruttonationaleinkommen (BNE) der Mitgliedstaaten bemessen. 

 

Die Kommissionsvorschläge sehen zudem vor, einen außerordentlichen Krisenmechanismus sowie ein wei-

teres Verschuldungsinstrument namens Catalyst Europe einzurichten. Eine weitere umfangreiche Schulden-

aufnahme durch die EU würde jedoch der Glaubwürdigkeit schaden, weil das Versprechen gebrochen würde, 

dass die Kreditaufnahme zur Finanzierung der Programme im Rahmen von NGEU eine einmalige Ausnahme 

ist.  
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1 Mehrjähriger Finanzrahmen 2028 bis 2034 
Zweieinhalb Jahre vor dem Beginn des nächsten MFR hat die Europäische Kommission ihre Vorschläge für 

den kommenden Planungszeitraum vorgelegt. Wesentliche Bestandteile sind der „Vorschlag für eine Verord-

nung des Rates zur Festlegung des Mehrjährigen Finanzrahmens für die Jahre 2028 bis 2034“ (Ausgabenseite) 

und der Vorschlag für einen Beschluss des Rates über das Eigenmittelsystem der Europäischen Union (Ein-

nahmenseite). 

 

Die Festlegung von Obergrenzen für die Einnahmen und Ausgaben der EU für einen Sieben-Jahres-Zeitraum 

soll dazu beitragen, die jährlichen Budgetverhandlungen einfacher und konfliktärmer zu gestalten. Die aktu-

ellen Vorschläge sehen größere Veränderungen auf der Einnahmen- und der Ausgabenseite des Haushalts 

vor und sind teilweise schon auf heftigen Widerstand in den Mitgliedstaaten und von betroffenen Interes-

sengruppen gestoßen. Es ist daher, wie bei den vorherigen mehrjährigen Finanzvereinbarungen, mit lang-

wierigen und schwierigen Verhandlungen zu rechnen. Für eine Einigung ist Einstimmigkeit der Mitgliedstaa-

ten im Rat und die Zustimmung des Europäischen Parlaments mit der Mehrheit seiner Mitglieder erforder-

lich. Der Beschluss über die Eigenmittel der EU bedarf neben der Einstimmigkeit im Rat auch der Ratifizierung 

durch die EU-Staaten nach Maßgabe ihrer nationalen Verfassungsvorschriften, hier wird das Europäische 

Parlament nur angehört.  

 

Die vorhandenen Eigenmittel sollen durch weitere Finanzierungsquellen ergänzt werden. Eine allgemeine 

Finanzierung des EU-Haushalts durch eine gemeinsame Kreditaufnahme der EU wird nicht vorgeschlagen. 

Allerdings soll es in begrenztem Umfang möglich werden, Kohäsionsausgaben der Mitgliedstaaten mit Hilfe 

von Krediten zu finanzieren, die von der Kommission auf den Finanzmärkten aufgenommen und an die  

EU-Mitgliedstaaten weitergereicht werden. Überdies soll für unvorhersehbare Ereignisse eine Kreditfazilität 

geschaffen werden. Auf der Ausgabenseite will sich die Kommission auf die Finanzierung europaweiter öf-

fentlicher Güter insbesondere im Bereich der Wettbewerbsfähigkeit und der äußeren und inneren Sicherheit 

konzentrieren. Eine Besonderheit ist diesmal, dass Ausgaben für die Tilgung der Kredite im Rahmen des Kri-

senprogramms NGEU finanziert werden müssen. 
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2 Ausgaben 
Nach den Vorschlägen der Europäischen Kommission sollen sich die Ausgaben im nächsten MFR 2028 bis 

2034 auf 1.985 Milliarden Euro belaufen – zu jeweiligen Preisen und gemessen an den Mittelbindungen (An-

hang Tabelle 1). In Preisen von 2025 summiert sich der nächste MFR auf 1.763 Milliarden Euro. Bezogen auf 

das BNE ist dies jeweils ein Anteil in Höhe von 1,26 Prozent. Rechnet man den Schuldendienst für das Pro-

gramm NGEU heraus, sind es noch 1,15 Prozent des BNE. Zum Vergleich: Im aktuellen MFR (2021 bis 2027) 

beträgt der Anteil 1,02 Prozent (Europäische Kommission, 2025a). 35 Prozent der Ausgaben dienen Klima- 

und Umweltzielen (Europäische Kommission, 2025b). Die Mittelbindung in den einzelnen Jahren des neuen 

mittelfristigen Finanzrahmens ist Tabelle 2-1 zu entnehmen. 

Tabelle 2-1: Mittelbindung im MFR 2028 bis 2034 

Jeweilige Preise 

Jahr 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 Summe 

In Mrd. Euro 269,5 282,9 283,1 290,4 294,1 285,4 279,7 1.984,9 

In % des BNE 1,31 1,33 1,29 1,29 1,27 1,19 1,13 1,26 

Quelle: Europäische Kommission, 2025c 

 

Der Vorschlag der Kommission für den neuen MFR sieht nicht nur eine Ausgabensteigerung vor, er hat auch 

eine völlig neue Struktur. Der zukünftige MFR ist nur noch in die vier folgenden Rubriken gegliedert (siehe 

Abbildung 2-1), im aktuellen MFR sind es sieben Rubriken:  

Abbildung 2-1: Die Rubriken des MFR 2028 bis 2034  

Angaben in Prozent 

 
Quelle: Europäische Kommission, 2025c; eigene Berechnungen 

53,5

29,7

10,8

5,9

Agrar, Kohäsion, Wohlstand, Sicherheit Wettbewerbsfähigkeit, Wohlstand und Sicherheit

Europa in der Welt Verwaltung
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2.1 Europäischer Fonds für nachhaltigen Wohlstand und Sicherheit in den Berei-

chen Wirtschaft, Territoriales, Soziales, ländlicher Raum und Meere 

Ein wesentlicher Bestandteil dieses Fonds sind die nationalen und regionalen Partnerschaftspläne (NRPs), die 

die Mitgliedstaaten aufstellen und sich von der Kommission genehmigen lassen müssen. Der Rat muss den 

NRPs zustimmen. In diesen Plänen wird die Verwendung der Mittel unter anderem für die Agrarpolitik und 

die Kohäsionspolitik vereinbart. 14 Prozent sollen dem Sozialbereich gewidmet werden. In den NRPs werden 

14 bestehende Fonds zusammengefasst (Europäische Kommission, 2025c, 5). 

 

Im Rahmen der NRPs ist, wenn erforderlich, eine Umwidmung der Mittel möglich, ausgenommen sind die 

Ausgaben für die Einkommensstützung in der Agrarpolitik, die durch eine Zweckbindung (sogenanntes ring-

fencing) geschützt werden. Im Bereich der Regionalpolitik werden mehrere hundert Programme in den NRPs 

und in einen Interreg-Plan aufgehen (Europäische Kommission, 2025b). Interreg fördert die grenzüberschrei-

tende territoriale Zusammenarbeit in Europa. 

 

Im Vergleich zum aktuellen MFR (2021 bis 2027) werden die Mittel für die Agrar- und die Kohäsionspolitik 

(zumindest anteilig) gekürzt. Im aktuellen MFR entfallen 62 Prozent aller Mittel für Verpflichtungen auf diese 

beiden Politikbereiche. Im nächsten MFR sollen es nach den Kommissionvorschlägen nur noch knapp 38 Pro-

zent sein.  

 

In der ersten Rubrik sind auch die Ausgaben für Migration und Grenzmanagement enthalten. Die Ausgaben 

für die Agenturen Europol und Frontex werden verdoppelt, die Ausgaben für die in diesem Bereich tätigen 

Fonds und Instrumente werden verdreifacht. Mit einer EU-Fazilität soll die Umsetzung nationaler und regio-

naler Ebene unterstützt werden, zum Beispiel bei der Meerespolitik und der Förderung sozialer Maßnahmen 

(Europäische Kommission, 2025c, 8). 

 

Die Kommission erhofft sich durch die NRPs, die Rechtsstaatlichkeit zu stärken, indem über die Pläne eine 

engere Verknüpfung zwischen Auszahlungen und den Empfehlungen des Berichts über die Rechtsstaatlich-

keit erfolgt (Europäische Kommission, 2025c, 8). „Damit ihre Pläne genehmigt werden, müssen die Mitglied-

staaten nachweisen, dass sie über angemessene Mechanismen verfügen, um die Einhaltung der Grundsätze 

der Rechtsstaatlichkeit und der EU-Grundrechtecharta während der gesamten Mittelausführung sicherzu-

stellen“ (Europäische Kommission, 2025b). 

 

Ein Sonderposten in der ersten Rubrik ist der Rückzahlung des Programms NGEU mit 168 Milliarden oder 

24 Milliarden Euro jährlich gewidmet, immerhin knapp 8,5 Prozent des Gesamtvolumens.  

2.2 Europäischer Fonds für Wettbewerbsfähigkeit und Horizont Europa  

Damit sollen europäische Innovatoren von der Forschung bis zur Marktreife unterstützt werden. Dieser Fonds 

hat damit eindeutige industriepolitische Ziele. Zu den geförderten Politikbereichen gehören die Energie-

wende und die Dekarbonisierung in der Industrie, Digitales, Gesundheit, Biotechnologie sowie Sicherheit, 

Verteidigungsindustrie und der Weltraum. Diese Bereiche sind nach Auffassung der Kommission entschei-

dend für die Wettbewerbsfähigkeit der EU.  
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In diesem Fonds sind auch die Ausgaben für die Europäische Verteidigungsunion enthalten. Die Mittel für 

Verteidigung steigen gegenüber dem aktuellen MFR um das Fünffache an – auf 130,7 Milliarden Euro. Die 

Fazilität Connecting Europe, die die transeuropäischen Energie- und Verkehrsnetze finanziert, unterstützt 

auch die militärische Mobilität. Die Fazilität erhöht sich um das 2,4fache auf 81,4 Milliarden Euro. Außerhalb 

des EU-Haushalts werden militärische Operationen, Missionen und Unterstützungsmaßnahmen mit 30,5 Mil-

liarden Euro finanziert. Die Alimentierung dieser Ausgaben aus dem EU-Haushalt ist gemäß dem Vertrag über 

die Europäische Union (EUV) ausgeschlossen. 

2.3 Europa in der Welt  

Diese Rubrik ist mit 215,2 Milliarden Euro dotiert. Die Finanzausstattung steigt gegenüber dem aktuellen MFR 

um das 1,7fache. Größter Einzelposition ist das Instrument „Europa in der Welt“, das mit 200,3 Milliarden 

Euro ausgestattet werden soll. Für jede Großregion (Makroregion) der fünf geografischen Säulen wird ein 

Richtbeitrag bereitgestellt, der nötigenfalls flexibel umgeschichtet werden kann (Europäische Kommission, 

2025c, 18). Subsahara-Afrika bekommt mit 60 Milliarden Euro den größten Betrag. Für die Erweiterung, die 

östliche Nachbarschaft und „übriges Europa“ sind 42,6 Milliarden Euro vorgesehen. Ein ähnlich hoher Betrag 

ist für den Nahen Osten, Nordafrika und die Golfregion geplant. Als Bestandteil dieser Rubrik wird eine neue 

europäische Wirtschaftsaußenpolitik angekündigt, „die sich stärker an den internen Prioritäten der EU wie 

wirtschaftliche Sicherheit, Handel und Wettbewerbsfähigkeit, Energieversorgungssicherheit … und Zugang 

zu kritischen Rohstoffen orientiert (Europäische Kommission, 2025c, 19). Die Unterstützung für die Ukraine 

in Höhe von 100 Milliarden Euro soll außerhalb der Obergrenzen des Haushalts aus einer besonderen Reserve 

finanziert werden (Europäische Kommission, 2025c, 19). 

2.4 Verwaltung 

Für die Verwaltung – viertens – sind 117,9 Milliarden Euro eingeplant, etwa 6 Prozent des neuen MFR. Die 

Kommission hält eine Aufstockung des Personals um 2.500 Stellen in den ersten drei Jahren des neuen MFR 

für erforderlich, um über die erforderlichen Ressourcen zur Bewältigung der anstehenden Aufgaben zu ver-

fügen (Europäische Kommission, 2025c, 25). Bei der Entwicklung der Vergütung geht sie von einem jährlichen 

Anstieg von 2 Prozent aus.  

2.5 Weiteres 

Die finanzielle Unterstützung für die Ukraine in Form nicht rückzahlbarer Unterstützung soll über eine Son-

derreserve außerhalb der Obergrenzen des EU-Haushalts im Rahmen des jährlichen Haushaltsverfahrens be-

reitgestellt werden (Europäische Kommission, 2025d).  

 

Konzentriert man sich auf die Agrar- und Kohäsionspolitik, ist ein Vergleich mit der Mittelverteilung auf die 

Mitgliedstaaten gegenüber dem MFR 2021 bis 2027 möglich (siehe Tabelle 2-1). Für den aktuellen MFR wird 

dazu die Präallokation der Agrargarantieausgaben, der Ausgaben für die ländliche Entwicklung und für die 

Kohäsionsausgaben im MFR 2021 bis 2027 mit der allgemeinen Allokation (general allocation) im Rahmen 

der NRPs herangezogen. Es fällt auf, dass es so gemessen nur zu geringfügigen Verschiebungen käme. Etwas 

besser stellten sich einige mittel- und osteuropäische Mitgliedstaaten, insbesondere Polen. Der Anteil des 

Lands an den Agrar- und Kohäsionsausgaben stiege von 14,2 auf 15 Prozent. 
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Tabelle 2-2: Vergleich der Verteilung der Mittel für die Agrar- und Kohäsionspolitik auf die Mitgliedstaaten 

Vergleich MFR 2021 bis 2027 mit dem Vorschlag für den MFR 2028 bis 2034, jeweilige Preise 

 MFR 2021 bis 2027 MFR 2028 bis 2034 (Vorschlag) 

 Mrd. Euro Anteile Mrd. Euro Anteile 

Belgien 6,8 0,9 7,0 0,9 

Bulgarien 18,0 2,4 19,5 2,6 

Tschechien 29,7 4,0 27,6 3,7 

Dänemark 7,1 1,0 7,00 0,9 

Deutschland 61,0 8,3 60,2 8,0 

Estland 5,3 0,7 5,5 0,7 

Irland 11,7 1,6 11,4 1,5 

Griechenland 40,4 5,5 42,9 5,7 

Spanien 80,6 10,9 79,9 10,7 

Frankreich 82,2 11,1 81,8 10,9 

Kroatien 13,8 1,9 14,6 1,9 

Italien 79,8 10,8 78,3 10,5 

Zypern 1,5 0,2 1,5 0,2 

Lettland 7,9 1,1 8,3 1,1 

Litauen 12,0 1,6 12,5 1,7 

Luxemburg 0,4 0,1 0,4 0,1 

Ungarn 34,5 4,7 35 4,7 

Malta 1,0 0,1 1,0 0,1 

Niederlande 6,8 0,9 7,1 0,9 

Österreich 9,7 1,3 9,4 1,3 

Polen 106,2 14,4 112,6 15,0 

Portugal 32,9 4,5 31,6 4,2 

Rumänien 51,3 6,9 54,6 7,3 

Slowenien 5,0 0,7 4,8 0,6 

Slowakei 17,6 2,4 18,3 2,4 

Finnland 7,9 1,1 7,8 1,0 

Schweden 8,3 1,1 8,3 1,1 

Insgesamt 739,5  748,9  

2021 bis 2027: ohne nicht national zuordenbare Ausgaben in Höhe von 11,7 Milliarden Euro; 2028 bis 2034: nationale und regionale 

Partnerschaftspläne: general allocation. 

Quellen: European Commission, 2025a; European Commission, o. J.; eigene Berechnungen 
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Nach Angaben der Kommission sind im aktuellen MFR 90 Prozent der Ausgaben fest verplant. Für den nächs-

ten MFR wird mehr Flexibilität angestrebt. So wird ein erheblicher Teil des neuen MFR nicht vorab an Projekte 

oder Pläne gebunden (Europäische Kommission, 2025b). Zudem sind Umwidmungen in den NRPs möglich. 

Um auf neue und nicht vorhersehbare Erfordernisse zu reagieren, soll es mit einem neu geschaffenen Flexi-

bilitätsinstrument möglich sein, die Ausgabenobergrenzen zu überschreiten. Dieses Instrument soll zum Zuge 

kommen, wenn andere Möglichkeiten nicht zur Verfügung stehen (Europäische Kommission, 2025b). Es wird 

mit einem festen jährlichen Betrag ausgestattet sowie mit den im Vorjahr aufgehobenen Mittelbindungen 

und erhält Einnahmen aus Geldbußen.  
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3 Einnahmen 
Die Finanzierung des MFR soll nach den Vorschlägen der Kommission aus den vier vorhandenen Quellen – 

die im Detail angepasst werden sollen – sowie fünf neuen Quellen erfolgen (Europäische Kommission, 2025b, 

2025e; European Commission, 2025b). Einzelheiten zum finanziellen Volumen der Quellen sind in Tabelle 2 

im Anhang aufgeführt. 

3.1 Vorhandene Einnahmequellen 

Bei den vier Quellen, aus denen die Finanzierung des EU-Haushalts gegenwärtig erfolgt, handelt es sich um 

die traditionellen Eigenmittel, die Eigenmittel auf der Grundlage der Mehrwertsteuer, die Eigenmittel auf der 

Grundlage des nicht wiederverwendeten Kunststoffs sowie Eigenmittel auf der Grundlage des BNE. Die Vor-

schläge der Kommission sehen vor, die Erhebung bei diesen Quellen anzupassen, womit Mehreinnahmen 

verbunden wären (vgl. Abbildung 3-1). Die Kommission argumentiert hier mit der „Komplexität und [der] 

Undurchsichtigkeit des Eigenmittelsystems“ (Europäische Kommission, 2025e). 

 

◼ Traditionelle Eigenmittel: Einnahmen aus dem gemeinsamen Außenzolltarif der EU; sie machen im Haus-

haltsplan für 2026 etwa 11 Prozent der Einnahmen aus. Die Mitgliedstaaten sind für die Erhebung der 

Zölle derjenigen Güter verantwortlich, die dort die EU erreichen. Da die Güter zumeist in anderen Mit-

gliedstaaten konsumiert werden, stehen die Zolleinnahmen der EU zu. Als Erstattung für die Erhebungs-

kosten der Zölle behalten die entsprechenden Mitgliedstaaten einen Anteil ein. Nun soll dieser Anteil von 

25 Prozent auf 10 Prozent gesenkt werden, sodass 90 Prozent der Zolleinnahmen in den EU-Haushalt 

flössen. Diese Absenkung ist zu begrüßen, auch wenn sich die tatsächlichen Erhebungskosten nicht exakt 

bestimmen lassen. Es darf jedoch davon ausgegangen werden, dass 25 Prozent zu hoch gegriffen waren 

(Browne et al., 2016). 

 

◼ Eigenmittel auf der Grundlage der Mehrwertsteuer: Sie stehen im Haushaltsplan 2026 für 13 Prozent der 

Einnahmen. Die jeweiligen nationalen Mehrwertsteuereinnahmen werden durch den gewichteten durch-

schnittlichen Mehrwertsteuersatz des Lands dividiert. Darauf wird ein für alle Mitgliedstaaten einheitli-

cher Abrufsatz von 0,30 Prozent angewendet. Die Kappung der Bemessungsgrundlage bei den Mehrwert-

steuer-Eigenmitteln, die gegenwärtig bei 50 Prozent des BNE liegt, soll zukünftig entfallen. Diese Kap-

pungsgrenze wurde eingeführt, da der Mehrwertsteuer eine regressive Wirkung zugeschrieben wird. 

Auch diese Anpassung ist positiv zu bewerten, da sich nicht zuletzt auch wohlhabende Mitgliedstaaten 

wie Luxemburg unter den Profiteuren befanden. 

 

◼ Eigenmittel auf der Grundlage des nicht wiederverwendeten Kunststoffs (sogenannte Plastiksteuer): Dies 

ist mit 4 Prozent im Haushaltsplan 2026 die finanziell unbedeutendste Eigenmittelquelle. Der Abrufsatz 

auf die nicht recycelten Verpackungsabfälle aus Kunststoff beträgt künftig ein Euro pro Kilogramm; ge-

genüber dem aktuellen MFR eine Erhöhung um 0,20 Euro. Darüber hinaus sollen die Rabatte entfallen. 

Gegenwärtig erhalten Mitgliedstaaten mit unterdurchschnittlichem BNE noch eine pauschale Ermäßi-

gung bei der Kunststoffabgabe, die auf Basis der Einwohnerzahlen kalkuliert wird. Der Wegfall der Ra-

batte ist prinzipiell zu begrüßen, jedoch ist die Konstruktion der Kunststoffabgabe grundsätzlich fragwür-

dig. Alternativen neben einer Abschaffung wären eine EU-Kunststoffsteuer oder ein Zertifikatehandel. 

 

◼ Eigenmittel auf der Grundlage des BNE: Sie dienen der „Restfinanzierung“ des Haushalts, machen aller-

dings im Haushaltsplan für 2026 rund 72 Prozent der Einnahmen aus. Zur Berechnung wird ein 
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einheitlicher (von Jahr zu Jahr variierender) Abrufsatz auf das BNE eines jeden Mitgliedstaats angewandt. 

Die Vorschläge der Kommission sehen vor, dass die Rabatte bei den BNE-Eigenmittelbeiträgen entfallen. 

Diese Rabatte werden gegenwärtig Dänemark, Deutschland, den Niederlanden, Österreich und Schwe-

den gewährt. Mit dem Brexit und dem damit verbundenen Wegfall des Britenrabatts sei keine Rechtfer-

tigung mehr für diese Rabatte gegeben. Der Wegfall von Rabatten ist grundsätzlich positiv zu sehen, wenn 

im gleichen Zug auch die Sonderregelungen bei den anderen Eigenmitteln entfallen. 

 

In Summe dieser Maßnahmen erhofft sich die Kommission durchschnittliche jährliche Mehreinnahmen in 

Höhe von 14,3 Milliarden Euro. 

Abbildung 3-1: Einnahmen des Haushaltsplans 2026 

Angaben in Milliarden Euro 

 
Quelle: European Commission, 2025c 

 

Die EU-Kommission erwägt darüber hinaus eine Bearbeitungsgebühr in Höhe von zwei Euro je Sendung für 

die Einfuhr von Sendungen, die im Fernverkauf aus Drittländern eingeführt werden. Die Vielzahl dieser Sen-

dungen steht im Ruf, die Zollämter zu überlasten, sodass eine effektive Kontrolle kaum noch möglich sei. 

Pressemeldungen zufolge soll ein Teil der Einnahmen aus dieser Abgabe in den EU-Haushalt fließen. Ein an-

derer Teil soll für eine verbesserte Ausrüstung der Zollabfertigung genutzt werden (Scheer et al., 2025). Kon-

krete Zahlen für die Höhe der Einnahmen zugunsten des EU-Haushalts sind noch nicht bekannt. 

3.2 Neue Einnahmequellen 

Die vier bisherigen Einnahmequellen sollen durch fünf neue Einnahmearten ergänzt werden. Die Kommission 

schätzt, damit und durch Anpassungen bei den aktuellen Eigenmitteln durchschnittlich jährliche Mittel in 

Höhe von 58,2 Milliarden Euro im Jahr generieren zu können (in Preisen von 2025). 

3.2.1 Einnahmen aus dem Emissionshandel 

Das europäische Emissionshandelssystem sieht vor, dass Unternehmen Zertifikate für die Emission von CO2 

erwerben müssen. Gegenwärtig umfasst der Emissionshandel den Großteil der Industrie, den Energiesektor 
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und den innereuropäischen Flugverkehr (EU-ETS 1), womit etwa 40 Prozent der EU-weiten Emissionen erfasst 

sind (Umweltbundesamt, 2025). Voraussichtlich ab 2027 wird ein zusätzlicher Emissionshandel für die Sek-

toren Verkehr und Gebäude (EU-ETS 2) im Kraft treten.  

 

Die Einnahmen aus der Versteigerung im Rahmen des EU-ETS 1 stehen gegenwärtig größtenteils den Mit-

gliedstaaten zu. Ein kleinerer Anteil der Einnahmen wird auf europäischer Ebene verwendet, wo diese Mittel 

etwa für den Innovationsfonds und den Modernisierungsfonds sowie ab 2026 auch für den Klima-Sozialfonds 

verwendet werden. Für Deutschland verblieben im Jahr 2024 Einnahmen in Höhe von 5,5 Milliarden Euro aus 

dem EU-ETS 1, welche komplett in den Klima- und Transformationsfonds der Bundesregierung geflossen sind. 

EU-weit wurden im Jahr 2024 Einnahmen in Höhe von 38,8 Milliarden Euro aus dem EU-ETS 1 erzielt (Euro-

pean Commission, 2025d). 

 

Nach den Vorstellungen der Kommission sollen künftig 30 Prozent der Einnahmen aus der Versteigerung von 

Zertifikaten in den EU-Haushalt fließen, wobei ausschließlich der bereits bestehende Emissionshandel  

(EU-ETS 1) als Grundlage herangezogen werden soll. Erwartet werden daraus durchschnittliche jährliche Ein-

nahmen in Höhe von 9,6 Milliarden Euro. Die Kommission begründet den aktuellen Vorschlag damit, dass 

„die Eigenmittel auf der Grundlage des Emissionshandelssystems in engem Zusammenhang mit den Klima-

zielen der Union“ stünden. Dass das Einnahmeziel im Vordergrund steht, wird offen kommuniziert („[die Ei-

genmittel] stellen eine Möglichkeit dar, erhebliche Einnahmen zu erzielen“) (Europäische Kommission, 

2025e). 

 

Die Folgen von CO2-Emissionen wirken sich international aus. Somit liegt es nahe, den Emissionshandel supra-

national zu organisieren. Solange eine weltweite Lösung nicht erreichbar scheint, ist es daher folgerichtig, 

den Emissionshandel auf europäischer Ebene anzulegen. Dies bedeutet noch nicht, dass auch die Einnahmen 

(zum Teil) auf die europäische Ebene fließen müssen. Schließlich schaffen die Einnahmen für die Mitglied-

staaten keinen zusätzlichen Anreiz, Treibhausgasemissionen zu reduzieren (Europäischer Rechnungshof, 

2018, Tz. 36). Aufgrund der jährlichen Senkung der Obergrenze für Emissionen sind die Einnahmen nicht 

stabil (Europäischer Rechnungshof, 2018, Tz. 13, 9) und schwanken zudem mit der Nachfrage nach Zertifika-

ten im Konjunkturzyklus. Dennoch liegt der Gedanke nicht fern, dass die Einnahmen eines europäisch orga-

nisierten Systems zum Teil der europäischen Ebene zufließen. Gleichwohl wäre eine Zweckbindung anzuden-

ken. 

3.2.2 Einnahmen aus der CO2-Grenzausgleichsabgabe 

Das Europäische Emissionshandelssystem führt zu einem Wettbewerbsnachteil für Unternehmen innerhalb 

der EU. Unternehmen aus Nicht-EU-Ländern mit weniger starker CO2-Bepreisung können ihre Waren günsti-

ger produzieren, diese in die EU exportieren und sich hier hohe Marktanteile zulasten europäischer Firmen 

sichern. Auch könnten in der EU ansässige Unternehmen Betriebsstätten im Ausland auf- oder ausbauen, um 

die CO2-Bepreisung zu umgehen. Diese Verlagerung von Produktion und CO2-Emissionen konterkariert die 

Effekte der Regulierung in der EU, weil global kein CO2 eingespart wird, sondern bei niedrigeren Emissions-

standards sogar das Gegenteil eintritt (Carbon Leakage). Zur Abwendung von Carbon Leakage und von Wett-

bewerbsnachteilen für die heimische Industrie wird die Einführung einer CO2-Grenzausgleichsabgabe (Car-

bon Border Adjustment Mechanism – CBAM) erwogen. Eine solche Abgabe sieht vor, dass in die EU einge-

führte Produkte einer vergleichbaren CO2-Bepreisung unterliegen wie Produkte, die in der EU produziert 

wurden. Somit soll eine Chancengleichheit für Unternehmen verschiedener Herkunft sichergestellt werden. 
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Die Kommission schlägt vor, dass 75 Prozent der Einnahmen einer CO2-Grenzausgleichsabgabe dem EU-Haus-

halt zugutekommen. Es wird mit Einnahmen von durchschnittlich 1,4 Milliarden Euro pro Jahr gerechnet.  

 

In der ökonomischen Theorie ist dieser Ansatz zunächst überzeugend. Es ergeben sich jedoch erhebliche 

praktische Hürden. So gilt es als schwierig, die mit der Produktion eines importierten Guts verbundenen  

CO2-Emissionen und die im Ursprungsland vorherrschenden Klimaauflagen zu messen. Daher dürfte es oh-

nehin nur um wenige emissions- und handelsintensive Grundstoffe wie Stahl oder Zement gehen, wodurch 

freilich die Carbon-Leakage-Problematik von den Grundstoffen auf die nachgelagerten Industrien verlagert 

würde und Wettbewerbsnachteile in anderen Branchen nicht verhindert würden. Importeure würden dabei 

vermutlich nicht in den Emissionshandel integriert, sondern müssten eine anderweitige Abgabe in Anlehnung 

an den aktuellen Zertifikatepreis leisten. Kritisch zu diskutieren ist zudem die handelspolitische Dimension. 

Andere Länder könnten die CO2-Grenzausgleichsabgabe als Strafzoll auffassen und entsprechend eine Klage 

bei der Welthandelsorganisation (WTO) einreichen sowie Vergeltungsmaßnahmen vornehmen. Auch wenn 

Ausnahmen für Umweltgüter existieren, werden wohl erst Gerichtsverfahren zeigen, ob eine CO2-Grenzaus-

gleichsabgabe mit den Regeln der WTO kompatibel sein kann (Bardt, 2021; Kolev et al., 2021).  

 

Ob eine CO2-Grenzausgleichsabgabe ein geeignetes Instrument für originäre EU-Einnahmen darstellen kann, 

hängt davon ab, ob die genannten Schwierigkeiten überbrückt werden können. Da das Instrument an die 

Zollpolitik anknüpft, liegt es nahe, wenn ein Teil des Aufkommens auf EU-Ebene verortet würde. Beim Grenz-

ausgleich handelt es sich um ein Lenkungsinstrument, das darauf abzielt, die Vermeidungskosten adäquat 

abzubilden. Es bietet sich daher an, die Einnahmen zweckgebunden zu verausgaben, etwa um die Erhebung 

des Grenzausgleichs zu finanzieren, das Instrument weiterzuentwickeln oder weitere Klimainvestitionen zu 

tätigen. Zu beachten ist indes, dass neben einem Import- auch ein Exportausgleich anzudenken wäre, um  

EU-Exporteure auf dem Weltmarkt nicht zu benachteiligen. Die Kompatibilität mit den WTO-Regeln ist aber 

auch hier zweifelhaft. 

3.2.3 Eigenmittel auf der Grundlage der Menge von nicht eingesammeltem 
Elektroschrott 

Als weitere mögliche Einnahmequelle hat die Kommission den nicht eingesammelten Elektroschrott ausge-

macht. Hiermit wird nicht etwa nur unsachgemäß entsorgter Elektroschrott ins Auge gefasst, sondern auch 

Elektroschrott, der überhaupt nicht entsorgt wurde. Beispielhaft seien hier ausrangierte Mobiltelefone ge-

nannt, die im häuslichen Keller gesammelt werden. Die darin enthaltenen Rohstoffe sollen nach dem Willen 

der Kommission wieder dem Wirtschaftskreislauf zugeführt werden, um die zukünftig abzubauenden Men-

gen an Rohstoffen reduzieren zu können – oder in den Worten der Kommission: um die „strategische Auto-

nomie der Union im Bereich kritische Rohstoffe [zu] steigern“ (Europäische Kommission, 2025e). Bereits 

heute gilt EU-weit das Ziel, dass Altgeräte im Umfang von mindestens 65 Prozent des Gewichts der im Durch-

schnitt der letzten drei Jahre verkauften Geräte gesammelt werden sollen – ein Wert, an dem die meisten 

Mitgliedstaaten scheitern. Deutschland kam im Jahr 2023 auf weniger als 30 Prozent – Tendenz fallend (Eu-

wid, 2025). 

 

Vorgeschlagen wird ein Abrufsatz von 2 Euro je Kilogramm nicht gesammelten Elektroschrotts, was jährliche 

Einnahmen in Höhe von 15 Milliarden Euro ergeben würde. Eine Anpassung an die Inflation ist für die Folge-

jahre vorgesehen. Ohne diese Einnahmen müssten die Einnahmen aus BNE-Eigenmitteln um diesen Betrag 

höher ausfallen.  
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Die Eigenmittel auf der Grundlage der Menge von nicht eingesammeltem Elektroschrott folgen in ihrer Logik 

der Kunststoffabgabe, welche seit 2021 jedes Kilogramm nicht wiederverwerteten Kunststoffs aus Verpa-

ckungsabfällen mit einem Abrufsatz von 0,80 Euro belastet (Busch/Kauder, 2022). Derzeit wird Ländern, de-

ren BNE unter dem EU-Durchschnitt liegt, eine pauschale Ermäßigung auf die Kunststoffabgabe gemäß den 

Einwohnerzahlen gewährt. Diese Ermäßigung soll nach dem Willen der Kommission künftig entfallen und ist 

dementsprechend bei der Abgabe auf Elektroschrott gar nicht erst vorgesehen. 

 

Wie die Mitgliedstaaten die Eigenmittel auf Grundlage des Elektroschrotts aufbringen, ist ihnen überlassen. 

Sie können den an die EU abzuführenden Betrag aus allgemeinen Haushaltsmitteln leisten. In Deutschland 

würde die Abgabe – wie die Eigenmittel auf Basis des BNE – aus dem Bundeshaushalt an die EU abgeführt. 

Somit entsteht ein Anreiz für die Mitgliedstaaten, durch geeignete politische Maßnahmen die Entsorgungs-

quote von Altgeräten zu erhöhen, um in der Folge geringere Zahlungen an Brüssel leisten zu müssen. Eine 

Abgabe, die etwa beim Kauf von Elektrogeräten erhoben wird, ist damit nicht notwendigerweise verbunden. 

Ein direkter Anreiz für den Endverbraucher entsteht zunächst nicht.  

 

Die Idee, Eigenmittel auf der Grundlage der Menge von nicht eingesammeltem Elektroschrott einzuführen, 

überzeugt nicht. Da weiterhin keine finanziellen Anreize für den Endverbraucher entstehen, Altgeräte der 

Entsorgung zuzuführen, steht bei der Abgabe offensichtlich die Einnahmenerzielung im Vordergrund. Das 

Argument des Umweltschutzes soll dem Ansatz einen positiven Anstrich geben. Um die Entsorgung von Alt-

geräten zu steigern, müssen dem Endverbraucher entsprechende finanzielle Anreize gegeben werden. Mög-

lichkeiten wären etwa ein Pfandsystem oder eine weitere Verbreitung von Sammelcontainern (ähnlich denen 

für Altglas). Ob diese Anreize von der EU-Ebene gesetzt werden müssen, darf hinterfragt werden. 

 

Ferner ist es problematisch, von der neu verkauften Menge an Geräten auf die zu entsorgende Menge an 

Altgeräten zu schließen, da sich die Lebensdauer neuer Produkte von der Lebensdauer alter Produkte unter-

scheiden kann. Ob tatsächlich 15 Milliarden Euro an Mehreinnahmen erzielt werden können, ist unklar. Soll-

ten die Mitgliedstaaten effektive Maßnahmen zur Entsorgung umsetzen, um die Zahlungen an die EU redu-

zieren zu können, wäre ein rückläufiges Aufkommen die Folge. 

3.2.4 Eigenmittel auf der Grundlage der Verbrauchsteuer für Tabak 

Der Konsum von Tabak ist mit negativen externen Effekten verbunden, die sowohl in Form des Passivrau-

chens als auch in Form einer Mehrbelastung des solidarisch finanzierten Gesundheitssystems auftreten (ein 

gegenläufiger Effekt auf die Sozialversicherungen entsteht durch das frühere Ableben von Rauchern). Die 

Tabaksteuer zielt als typische Lenkungssteuer vornehmlich darauf ab, den Tabakkonsum zu reduzieren. Auch 

aus Effizienzgründen ist die Tabaksteuer zunächst gut begründbar, da die Bemessungsgrundlage wenig elas-

tisch ist und somit die von der Steuer ausgehenden Verzerrungen gering ausfallen. Gleichwohl gibt es Hin-

weise darauf, dass die Steuereinnahmen in einigen Ländern mittlerweile auf dem absteigenden Ast der Laf-

ferkurve zu verorten sind (etwa in den Niederlanden). Weitere Erhöhungen der Tabaksteuersätze gehen dann 

mit Steuermindereinnahmen einher. In der politischen Realität dürfte als Ziel der Tabaksteuer im Vorder-

grund stehen, Steueraufkommen zu generieren. 

 

Die Kommission schlägt harmonisierte Mindestsätze auf Tabakerzeugnisse vor. Der Mindeststeuersatz für 

Zigaretten soll von 90 auf 215 Euro pro 1.000 Zigaretten steigen, für Feinschnitt von 60 Euro pro Kilogramm 
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auf ebenfalls 215 Euro. Kritiker sehen hierin eine „unverhältnismäßige Steuererhöhung“, welche „den legalen 

Markt stark belasten, den illegalen Handel ankurbeln und den Schwarzmarkt stärken“ würde – so der Haupt-

geschäftsführer des Branchenverbandes BVTE, Jan Mücke (BVTE, 2025).  

 

15 Prozent der Tabaksteuereinkünfte sollen an den EU-Haushalt fließen. Zur Einordnung: Im Jahr 2024 er-

zielte der Bund ein Aufkommen aus der Tabaksteuer in Höhe von 15,6 Milliarden Euro, für das laufende Jahr 

erwartet der Arbeitskreis Steuerschätzungen ein Aufkommen von 17,4 Milliarden Euro (BMF, 2025). Die Kom-

mission kalkuliert mit Gesamteinnahmen von 11,2 Milliarden Euro pro Jahr.  

 

Aus finanzwissenschaftlicher Sicht ist der Vorschlag der Kommission kritisch zu sehen. Der Konsum von Ta-

bakerzeugnissen geht zwar mit negativen externen Effekten einher, diese sind jedoch auf die Landesgrenzen 

beschränkt. Externe Effekte über die Grenzen von Mitgliedstaaten hinaus liegen nicht vor. Ein Gegenargu-

ment liegt im Steuerwettbewerb. Insbesondere in kleinen Mitgliedstaaten mag die Möglichkeit zu einer stär-

keren steuerlichen Belastung eingeschränkt sein, wenn in Nachbarländern niedrigere Steuern auf Tabak er-

hoben werden. Dies rechtfertigt indes noch keine Partizipation der EU an den nationalen Tabaksteuerauf-

kommen. Hier wäre die Festlegung von Mindeststeuersätzen ausreichend. Somit besteht keine Begründung 

für die von der Kommission vorgeschlagene politische Maßnahme, die über die reine Erzielung von Aufkom-

men hinausgeht. Hierfür sollte im Zweifel auf BNE-Eigenmittel zurückgegriffen werden. 

3.2.5 Unternehmensbeitrag 

Große Unternehmen sollen ebenfalls herangezogen werden, um die Einnahmen der EU zu erhöhen. Die Be-

steuerung von Unternehmen erfolgt gegenwärtig allein durch die Mitgliedstaaten, zumeist auf nationaler 

Ebene, mitunter aber auch auf niedrigeren Gebietskörperschaftsebenen wie den Gemeinden. Als Bemes-

sungsgrundlage werden regelmäßig die Gewinne und nicht etwa die Umsätze herangezogen. 

 

Nach den Vorstellungen der Kommission sollen hingegen Unternehmen nach Maßgabe ihrer Umsätze steu-

erlich belastet werden. Dazu sollen Unternehmen mit einem Jahresumsatz von mehr als 100 Millionen Euro 

einen Unternehmensbeitrag leisten (Corporate Resource for Europe – CORE). Das würde sowohl für Unter-

nehmen gelten, die steuerlich in der EU beheimatet sind, als auch für Unternehmen aus Drittländern, die in 

der EU eine ständige Niederlassung haben. Der Unternehmensbeitrag ist gestaffelt nach den Nettoumsatzer-

lösen: 100.000 Euro wären zu zahlen bei Nettoumsatzerlösen über 100 Millionen Euro, 250.000 Euro bei 

Nettoumsatzerlösen über 250 Millionen Euro, 500.000 Euro bei Nettoumsatzerlösen über 500 Millionen Euro 

und 750.000 Euro bei Nettoumsatzerlösen über 750 Millionen Euro. Die Kommission geht davon aus, dass 

hiermit jährlich im Durchschnitt 6,8 Milliarden Euro eingenommen werden. 

 

Die Pläne, welche als Nachfolger der einst geplanten Digitalsteuer gesehen werden können, sind hoch um-

stritten. Die Bundesregierung vermeldete bereits, dass „die von der EU-Kommission vorgeschlagene zusätz-

liche Besteuerung der Unternehmen […] nicht unsere Unterstützung [findet]“ (Hanke Vela et al., 2025). Die 

Hauptgeschäftsführerin der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK), Helena Melnikov, führt aus: 

„In einer Phase, in der die Wirtschaft mit strukturellen Herausforderungen, hoher Unsicherheit und ver-

schärftem globalem Wettbewerb konfrontiert ist, wäre eine solche Maßnahme das völlig falsche Signal“ 

(DIHK, 2025).  
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Bei diesem Kommissionsvorschlag geht es offenkundig einzig um das Ziel, Aufkommen zu generieren. Mög-

licherweise wurde der Vorschlag vorgelegt, da das Thema globale Mindestbesteuerung gegenwärtig auf Eis 

liegt. Sonstige Begründungen für den Unternehmensbeitrag gibt es nicht. Eine weitere Erhöhung der steuer-

lichen Belastung von Unternehmen sollte jedoch vermieden werden, da die Wettbewerbsfähigkeit europäi-

scher Unternehmen schon heute geschwächt ist. Hier ist auf einen Widerspruch hinzuweisen: Die Kommis-

sion will erklärtermaßen mit dem neuen MFR auch die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen Unterneh-

men stärken. Zudem kommt es mit dem Unternehmensbeitrag gegebenenfalls zu einer Substanzbesteue-

rung, da er an den Umsätzen und nicht etwa an den Gewinnen der Unternehmen anknüpft. Sie ist auch von 

Unternehmen zu zahlen, die ihre Gewinne in einem Hochsteuerland versteuern. Wiederum gilt, dass zusätz-

liche Einnahmen für die EU im Zweifel durch BNE-Eigenmittel generiert werden sollten. 

3.3 Verschuldung 

Die Kommission argumentiert, dass die gegenwärtige Haushaltsinfrastruktur eine „mangelnde Flexibilität“ 

aufweise, um auf Krisen zu reagieren (Europäische Kommission, 2025e). Der Großteil der Haushaltsmittel, 

etwa 90 Prozent, ist im aktuellen MFR vorab festgelegt. Im Unterschied zu den zumeist jährlichen Haushalten 

der Mitgliedstaaten ist der MFR der EU auf sieben Jahre angelegt und somit naturgemäß weniger flexibel. 

Um im Fall von Ausnahmeereignissen wie schweren Krisen, schweren Notlagen oder der Gefahr solcher Er-

eignisse reagieren zu können, schlägt die Kommission einen außerordentlichen Krisenmechanismus vor. 

Durch einstimmigen Beschluss im Rat soll ein Fonds außerhalb des EU-Haushalts in Höhe von 395 Milliarden 

Euro geschaffen werden, der sich durch die Aufnahme von Krediten an den Finanzmärkten finanziert, die die 

Kommission aufnimmt. Die Kredite sollen als zinsvergünstigte Darlehen an die Mitgliedstaaten weitergeleitet 

werden. Dies dürfte den Einfluss der Kommission im institutionellen Gefüge der EU stärken. 

 

Krisenzeiten sind stets eine Herausforderung für eine regelgebundene Haushaltspolitik. Wann eine Notlage 

oder eine „Krise“ vorliegt, lässt sich in vielen Fällen nicht objektiv bestimmen. Genauso bleibt unklar, wie 

viele Mittel erforderlich werden, um der Krise zu begegnen. Die geplante neue Ausgabenstruktur des Budgets 

wird einen geringeren Teil der Mittel vorab binden und somit mehr Flexibilität ermöglichen. Der außeror-

dentliche Krisenmechanismus ist daher kritisch zu sehen, auch wenn die Zeiten geopolitisch turbulent sind. 

Zu begrüßen ist, dass es immerhin eines einstimmigen Beschlusses des Rates erfordert, um den Mechanismus 

zu aktivieren, und dass es sich um rückzuzahlende Kredite und nicht um Zuschüsse handelt.  

 

Ein weiteres geplantes Verschuldungsinstrument ist Catalyst Europe. Mit diesem Instrument sollen Kredite 

an die Mitgliedstaaten unter anderem zur Finanzierung der Kohäsionspolitik und der Agrarpolitik im Rahmen 

der NRPs vergeben werden. Die Finanzierung dieses Instruments, das einen Umfang von 150 Milliarden Euro 

haben soll, erfolgt ebenfalls über eine Kreditaufnahme der EU an den Finanzmärkten (Europäische Kommis-

sion, 2025f). Im Gegensatz zum außerordentlichen Krisenmechanismus ginge Catalyst Europe in jedem Fall 

mit einer Verschuldung einher, einer Krise bedarf es nicht. Anders als beim Corona-Krisenfonds wären die 

Mittel von den Mitgliedstaaten komplett zurückzuzahlen, da es sich ausschließlich um Kredite und nicht etwa 

um Zuschüsse handelt. Da sich die EU günstiger verschulden kann als viele Mitgliedstaaten sind die Mittel 

vor allem für schwächere Mitgliedstaaten interessant, im Grunde handelt es sich um Eurobonds „durch die 

Hintertür“. Nicht zuletzt aufgrund der Planbarkeit der Ausgaben und des nur teilweise investiven Charakters 

ist eine Schuldenfinanzierung für Catalyst Europe mindestens so fragwürdig wie beim außerordentlichen Kri-

senmechanismus. 
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3.4 Eigenmittelobergrenzen 

Die Eigenmittelobergrenze beschreibt, wie hoch die Beträge an Eigenmitteln ausfallen dürfen, welche die EU 

zur Finanzierung ihrer Ausgaben von den Mitgliedstaaten abruft. Die Eigenmittelobergrenze für die jährlichen 

Zahlungen soll auf 1,75 Prozent des BNE der Mitgliedstaaten angesetzt werden (gegenwärtig: 1,40 Prozent). 

Für die Mittel für Verpflichtungen, die in den Unionshaushalt eingesetzt werden, soll die Obergrenze bei 

1,81 Prozent liegen (gegenwärtig: 1,46 Prozent). Die Obergrenze für Verpflichtungen ist leicht höher ange-

setzt, damit die EU auch bei negativer wirtschaftlicher Entwicklung und dementsprechend niedrigeren Ein-

nahmen trotzdem ihren finanziellen Verpflichtungen und Eventualverbindlichkeiten nachkommen kann. Um 

die Verschuldung im Rahmen von NGEU zu decken, wurde die Eigenmittelobergrenze „temporär“ um 0,6 Pro-

zent des BNE erhöht. Damit würde sich die Obergrenze für Zahlungen auf 2,35 Prozent belaufen. Im Fall einer 

Aktivierung des außerordentlichen Krisenmechanismus soll die Eigenmittelobergrenze nochmals um 

0,25 Prozent angehoben werden. 
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4 Reaktionen 
Im Europäischen Parlament wurden die Vorschläge als nicht ambitioniert genug angesehen, da die Mittelan-

sätze zu niedrig seien. Das Europäische Parlament hatte bereits in einer Entschließung vom 7. Mai 2025 eine 

ambitionierte Aufstockung der Ausgaben im MFR gefordert (Europäisches Parlament, 2025). Die Verschmel-

zung erfolgreicher Programme in einen einzigen Plan wurde kritisiert. Gefordert wird vielmehr eine Struktur, 

bei der Transparenz und Kontrolle gewährleistet sind und bei der regionale und lokale Akteure einbezogen 

werden. Das Europäische Parlament befürchtet überdies bei der Regionalpolitik an Einfluss zu verlieren 

(Pari/Pradier, 2025). Der Wettbewerbsfonds wird für unzureichend gehalten. Die notwendige Erhöhung der 

Verteidigungsausgaben dürfe nicht zu Lasten sozialer und umweltpolitischer Ausgaben gehen. Damit die 

Rückzahlung der NGEU-Schulden nicht die Finanzierung zentraler Prioritäten der EU gefährde, werden neue, 

echte Eigenmittelquellen gefordert. Eine gemeinsame Kreditaufnahme für Sicherheit und Verteidigung wird 

befürwortet.  

 

Kritik kam auch schon aus den Mitgliedstaaten. In Deutschland hat der Regierungssprecher verkündet, dass 

der Kommissionsvorschlag nicht akzeptiert werden könne, da die Ausgabensteigerung nicht vermittelbar sei 

(Greive et al., 2025). Die Niederlande haben sich gegen eine neue Verschuldung der EU ausgesprochen. Kritik 

kam auch von Vertretern der Agrarwirtschaft und aus Regionen. 
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5 Resümee 
Der Ansatz der Europäischen Kommission, den mehrjährigen Finanzrahmen der EU flexibler zu gestalten, so-

dass ein größerer Anteil der Mittel nicht fest gebunden ist und Umwidmungen leichter möglich sind, ist 

grundsätzlich positiv zu bewerten. Gerade die jüngsten Krisen und geopolitischen Spannungen haben gezeigt, 

dass teils kurzfristige finanzielle Umschichtungen notwendig sind, um adäquat reagieren zu können. Darüber 

hinaus ist auch die größere Umschichtung des Budgets in Richtung Verteidigung und Sicherheitspolitik ange-

sichts des russischen Angriffskriegs in der Ukraine und der neuen NATO-Anforderungen sinnvoll. Dass hierfür 

auch die bisherigen Budgets für die Agrar- und Kohäsionspolitik, als größte Profiteure der EU-Mittel, zumin-

dest teilweise in Frage gestellt werden, ist angesichts knapper Ressourcen folgerichtig. Negativ ist hingegen 

der deutlich größere Einfluss für die Europäische Kommission, der mit dem Vorschlag für die Neugestaltung 

des MFR einhergeht. Das untergräbt an vielen Stellen das Subsidiaritätsprinzip.   

 

Die kostenorientierte Finanzierung der Ausgaben des EU-Haushalts, die auf Kostenerstattung setzt, soll durch 

eine leistungsorientierte Finanzierung abgelöst werden. Dazu erfolgt eine Kalkulation auf der Grundlage ei-

ner Ex-ante-Schätzung der tatsächlichen Kosten. Dies soll zu mehr Effizienz führen und zur Beschleunigung 

beitragen. Dies ist für den EU-Haushalt ein neuer Ansatz. Dagegen wird im Rahmen der Aufbau- und Resili-

enzfazilität (ARF) als Teil von NGEU bereits praktiziert, die Mittel auszuzahlen, wenn vereinbarte Ziele und 

Ergebnisse nachweislich erreicht werden. Dies ist beim Europäischen Rechnungshof auf Kritik gestoßen. Ver-

antwortliche des Europäischen Rechnungshofs „vertreten die Auffassung, dass es sich bei der ARF nicht wirk-

lich um einen leistungsbasierten Finanzierungsmechanismus handelt. Faktisch werde bei der ARF das Augen-

merk stärker auf Fortschritte bei der Umsetzung gelegt. Darüber hinaus könnten die Effizienz der Ausgaben 

und das Kosten-Nutzen-Verhältnis nicht ermittelt werden, da die EU-Kommission keine Daten zu den tatsäch-

lichen Kosten erhebe und nur wenige Informationen über die Ergebnisse vorlägen“ (Europäischer Rechnungs-

hof, 2025).  

 

Die Vorschläge für fünf neue Eigenmittelquellen sind insgesamt kritisch zu sehen. Bereits vor einigen Jahren 

hatte die Kommission ähnliche Pläne vorgestellt. Damals ging es um Anteile an den Unternehmensgewinnen, 

das CO2-Grenzausgleichssystem oder erhöhte Einnahmen aus dem Emissionshandel (Busch/Kauder, 2022). 

Diese Vorschläge der Kommission waren im Rat (zumindest bislang) nicht konsensfähig (Kowald et al., 2025). 

Beim Emissionshandel, bei dem es sich um ein auf der europäischen Ebene angelegtes Instrument handelt, 

sowie bei der CO2-Grenzausgleichsabgabe als ein an die Zollpolitik angelehntes Instrument ist es zumindest 

noch teilweise begründbar, dass ein Teil der Einnahmen der EU zufließt. Gänzlich abzulehnen sind der Unter-

nehmensbeitrag sowie die Einnahmen in den Bereichen Elektroschrott und Tabak.  

 

Es spricht daher vieles dafür, den EU-Haushalt nur aus zwei Quellen zu finanzieren: den traditionellen Eigen-

mitteln wie den Zöllen und nationalen Beiträgen auf der Grundlage des BNE. BNE-Eigenmittel orientieren 

sich am Leistungsfähigkeitsprinzip der Besteuerung, da wohlhabende Staaten mehr zu leisten haben als wirt-

schaftlich schwächere Staaten. Zusätzliche Finanzmittel sollten demnach im Zweifel aus dieser Quelle aufge-

bracht werden. Das System wird damit deutlich transparenter, wozu auch die Rabatte abgeschafft werden 

sollten. Ausnahmen als Finanzierungsquellen sind sonstige Einnahmen wie etwa Steuern der EU-Bedienste-

ten, Strafzahlungen und Bußgelder (European Parliament, 2025).  

 

Eine gemeinsame Kreditaufnahme durch die EU, etwa für den außerordentlichen Krisenmechanismus oder 

Catalyst Europe, ist kritisch zu sehen. Hierdurch würden die Verantwortlichkeiten weniger klar. 
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Dementsprechend sollten die Gemeinschaftsschulden im Rahmen von NGEU einmalig bleiben. Eine weitere 

Schuldenaufnahme durch die Kommission würde die Glaubwürdigkeit der EU beschädigen, da die NGEU-

Verschuldung stets als einmalige Ausnahme deklariert wurde (vgl. Tabelle 5-1). Außerdem könnte es aus 

deutscher Sicht verfassungsrechtliche Probleme geben, wenn die Verschuldung der EU zu einer dauerhaften 

Finanzierungsquelle des EU-Haushalts wird. Aus ökonomischer Sicht ist darauf zu verweisen, dass eine wei-

tere Verschuldung der EU den Druck für Reformen auf der Ausgabenseite des Haushalts vermindert. Proble-

matisch wäre eine Gemeinschaftsverschuldung zur Finanzierung des EU-Haushalts, weil dadurch Kosten für 

Zinsen und Tilgung entstehen. Bereits der Zins- und Schuldendienst der NGEU-Mittel belastet ja, wie oben 

gezeigt, den EU-Haushalt beträchtlich. 

Tabelle 5-1: Schuldenstand der Institutionen der EU 

Angaben in Milliarden Euro 

 
2020 2021 2022 2023 2024 

Schuldverschreibungen 397,8 535,8 636,0 735,5 871,0 

Kurzfristige Schuldverschreibungen 32,9 42,9 27,9 23,8 31,8 

Langfristige Schuldverschreibungen 364,9 492,9 608,2 711,7 839,2 

Kredite 2,3 2,2 5,8 4,6 4,1 

Bruttoschuldenstand des Staates 
(konsolidiert) 400,1 538,0 641,8 740,1 875,1 

Quelle: Eurostat, 2025 
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6 Abstract 
European Union: Multiannual Financial Framework 2028 to 2034 

Comments on the European Commission's proposals 

 

The European Commission has proposed expenditure of €1,985 billion Euro for the next Multiannual Finan-

cial Framework (MFF), which covers the period from 2028 to 2034. This is intended to finance three main 

categories of expenditure: A European fund that provides for a national and regional partnership plan for 

each Member State, which includes planning expenditure for agricultural and cohesion funds. This fund will 

also service the debt for loans under Next Generation EU (NGEU). A second fund will be used to promote 

Europe's competitiveness. A third fund will pool the European Union's (EU) external financial commitments 

in all parts of the world.  

 

To finance the budget, the Commission is proposing five new types of revenue in addition to the existing four 

own resources: revenue from emissions trading, from the CO2 border adjustment mechanism, and from a 

share of national tobacco tax revenue. In addition, a levy based on the amount of uncollected electronic 

waste is to be introduced, as well as a levy on companies with a turnover exceeding 100 million euros.  

 

An examination of the new own resources shows that they are only suitable for financing the EU to a very 

limited extent. It would make more sense to base the EU budget's revenue on two sources. These are, on the 

one hand, the so-called traditional own resources, i.e., the EU's customs revenue, and, on the other hand, 

own resources based on the gross national income (GNI) of the member states. 

 

The Commission's proposals also provide for the establishment of an extraordinary crisis mechanism and 

another debt instrument called Catalyst Europe. However, further extensive borrowing by the EU would 

damage its credibility because it would break the promise that borrowing to finance programs under NGEU 

is a one-off exception. 
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Anhang 

Tabelle A-1: Ausgaben im MFR 2028 bis 2034; Kommissionsvorschlag 

Mittelbindungen, Angaben in Milliarden Euro, jeweilige Preise 

Wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt, Landwirtschaft, ländlicher 

Raum und Meere, Wohlstand und Sicherheit 

1.062,2 

Nationale und regionale Partnerschaftspläne 865,1 

darunter Gemeinsame Agrarpolitik, Einkommensstützung und Fischerei 295,7 
 

Migration und Grenzmanagement 34,2 
 

Wirtschaftlicher, territorialer und sozialer Zusammenhalt, Fischerei 453,0 
 

Rückzahlung NGEU 168,0 

Wettbewerbsfähigkeit, Wohlstand und Sicherheit 589,6 

Europäischer Fonds für Wettbewerbsfähigkeit 450,5 

darunter Energiewende und Dekarbonisierung 67,4 
 

Gesundheit und Bioökonomie 22,6 
 

Digitales 54,8 
 

Verteidigung und Weltraum 130,7 
 

Horizont Europa 175,0 
 

Erasmus+ 40,8 
 

Connecting Europe Facility 81,4 

Europa in der Welt 215,2 

darunter Instrument Europa in der Welt 200,3 
 

GASP 3,4 

Verwaltung  117,9 

Gesamtspielraum 12,4 

Insgesamt 1.984,9 

 

Über die Obergrenzen hinaus 

Flexibilitätsinstrument 15,8 

Ukraine 100,0 

Catalyst Europe = Kredite im Zusammenhang mit den NRP (150,0) 

Krisenmechanismus 395,0 

Außerhalb des MFR 

Europäische Friedensfazilität 30,5 

Quelle: Europäische Kommission, 2025c 
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Tabelle A-2: Geplante Einnahmen im MFR 2028 bis 2034 

Langfrist-Prognose für die künftigen Zuflüsse zum EU-Haushalt; Angaben in Milliarden Euro, jeweilige Preise 

Eigenmittel insgesamt 1.959,0 

Traditionelle Eigenmittel 266,3 

MwSt-Eigenmittel 204,4 

Kunststoff-Eigenmittel 69,2 

Emissionshandel 75,6 

CO2-Grenzausgleichsabgabe 10,8 

Elektroschrott 118,0 

Tabak 88,3 

Unternehmensbeitrag 53,3 

BNE-Eigenmittel 1.073,0 

Sonstige Einnahmen 21,1 

Summe 1.980,1 

Quelle: European Commission, 2025e 
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